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Sehr geehrter Herr Kürschner,  
sehr geehrte Damen und Herrn Abgeordnete, 
 

wir bedanken uns für die Gelegenheit zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des Gesetzes über die Beauftragte oder den Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und 

Zuwanderungsfragen Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und SSW eine Stellungnahme abgeben zu können.  

Die Landes-Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtsverbände Schleswig-Holstein e.V. 

(LAG FW) und der Beauftragte für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen arbeiten 

seit Bestehen des Amtes auf vielfältigen Ebenen zu migrations- und 

flüchtlingsspezifischen Themen zusammen. Bei dieser Zusammenarbeit geht es um 

Verbesserung der Lebenssituation von Geflüchteten und Migrant:innen in Schleswig-

Holstein, um Aufgabenkomplexe, wie etwa Chancengerechtigkeit, gesellschaftliche 

Teilhabe und bessere Zugänge zu Integrationsmaßnahmen, zum Arbeitsmarkt und zum 

mailto:innenausschuss@landtag.ltsh.de


 

Gesundheitswesen. Außerdem haben wir zahlreiche gemeinsame Aktivitäten zur 

Sensibilisierung der Aufnahmegesellschaft für Belange der Geflüchteten und 

Migrant:innen durchgeführt. Dazu zählen u.a. landesweite Fachtage, 

Diskussionsveranstaltungen zu Themen wie humanitäre Landesaufnahmeprogramme, 

Integrations-, und Teilhabegesetz oder in diesem Jahr zur kommunalen Unterbringung 

von Geflüchteten. Auch haben wir gemeinsam Empfehlungen, Arbeitshilfen und 

Konzepte erarbeitet und veröffentlicht, beispielhaft genannt werden sollen an dieser 

Stelle Broschüren zur Aufnahme und Betreuung von unbegleiteten minderjährigen 

Geflüchteten und Mindeststandards für Flüchtlingsunterkünfte. Ebenso wichtig sind die 

gemeinsamen Gremienarbeiten, wie etwa der Landesbeirat für den Vollzug der 

Abschiebungshafteinrichtung in Glückstadt.  

Die Notwendigkeit kooperativer Zusammenarbeit wird auch in Zukunft bleiben, denn die 

Zahl der Menschen, die weltweit vor Krieg, Konflikten und Verfolgung fliehen müssen, 

war noch nie so hoch wie heute. Laut dem aktuellen Global Trends Report von 

UNHCR waren Ende 2022 weltweit 108,4 Millionen Menschen auf der Flucht. Die 

steigende Fluchtmigration spiegelt sich auch in dem monatlichen 

Zuwanderungsbericht des Landesamts für Zuwanderung und Flüchtlinge Schleswig-

Holstein wider. Demnach haben im letzten Jahr 37.434 und in diesem Jahr bis Juli 

8.081 Menschen Schutz in Schleswig-Holstein gesucht. Das Arbeitspensum des 

Zuwanderungsbeauftragten in den letzten Jahren ist stetig gestiegen, für ein Ehrenamt 

sind diese vielen Aufgaben nicht leistbar. Die daraus resultierende 

gesellschaftspolitische Bedeutung für die Themen Migration und Integration begründen 

auch die Notwendigkeit einer Hauptamtlichkeit für die Position der/des 

Zuwanderungsbeauftragten einzuführen. Vergleichbar der hauptamtlichen Position der 

Beauftragten für soziale Angelegenheiten oder der Beauftragten für Menschen mit 

Behinderung oder des Beauftragten für politische Bildung.  



 

Das Gesetz über die Beauftragte oder den Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und 

Zuwanderungsfragen ist seit Oktober 1998 in Kraft. Die erste Beauftragung für das 

Ehrenamt folgte 1999.  

Nach fast 25 Jahren Ehrenamt begrüßen wir den vorgelegten Gesetzentwurf zur 

Einführung der Hauptamtlichkeit ausdrücklich. Des Weiteren verweisen wir auf die 

Stellungnahme des Beauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen, die 

wir vollumfänglich unterstützen.  

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichem Gruß 

 

 

Michael Saitner 
Vorstand 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 


